
Weber schwebte ein plebiszitärer Diktator vor.
„Es ist sehr zu hoffen, daß die Sozialdemokratie 

sich nicht aus einem mißverstandenen, kleinbürger
lichen, pseudodemokratischen Vorstellungskreis 
heraus diesen Notwendigkeiten verschließen werde. 
Möchte sie doch bedenken, daß die viel beredete 
„Diktatur“ der Massen eben den „Diktator“ fordert, 
einen selbstgewählten Vertrauensmann der Massen, 
dem diese so lange sich unterordnen, als er ihr Ver
trauen besitzt7).“

Auch wollte er die Stellung des Reichspräsidenten 
durch alle nur denkbaren Schranken begrenzt wissen.

„Man sorge dafür, daß der Reichspräsident für 
jeden Versuch, die Gesetze anzutasten oder selbst
herrlich zu regieren, „Galgen und Strick“ stets vor 
Augen sieht. Man schließe eventuell, um jede Re
stauration auf dem Wege des Plebiszits zu hindern, 
Mitglieder der Dynastien aus. Aber man stelle das 
Reichspräsidium fest auf eigene, demokratische 
Füße8).“

So verständlich es auch sei,
„wenn die Parlamentarier ungern das Opfer der 
Selbstverleugnung bringen, die Wahl des höchsten 
Reichsorgans aus den eigenen Händen zu geben,9 * *)“ 

so müsse die parlamentarische Vertretung doch
„die Magna Charta der Demokratie: das Recht 
der unmittelbaren Führerwahl, freiwillig aner
kennen79).“

Die unmittelbare Präsidentenwahl also ist, so hören 
wir hier, die Magna Charta der Demokratie, nicht 
mehr die Ausübung der Staatsgewalt durch die ge
wählten Vertreter.

In der gewaltigen Literatur, die die Weimarer- Re
publik über ihre Verfassung hervorgebracht hat, sind 
die tieferen Gründe für diese so wesentliche Entschei
dung zugunsten des autoritären Präsidenten gegen das 
Parlament niemals eingehend untersucht worden; nach 
echt positivistischer Art beschränkte man sich auf die 
Feststellung, daß der Präsident diese, das Parlament 
jene Befugnisse habe. Da die gesellschaftlich
geschichtlichen Hintergründe dieser Verfassung nicht 
aufgedeckt wurden, konnte auch die reale Bedeutung 
dieser so schicksalsschweren Entscheidung nicht er
kannt werden. _

Weber selbst hat seinen Frontwechsel vom Prinzip 
der Parlamentssouveränität zum „plebiszitären Dik
tator“ eingehend begründet. Er sah ganz konkrete 
Schranken, die sich der Entfaltung der Demokratie 
und der Parlamentsherrschaft entgegenstellten. Er 
trat so lange für die demokratische Umgestaltung ein, 
als diese sich in der Sphäre des Staatsorganisatorischen 
bewegte. Sobald aber die herrschende Wirtschafts
organisation durch die demokratische Bewegung an
getastet zu werden drohte, stemmte er sich der Ent
faltung der Demokratie entgegen. Er sah, daß nach 
dem Sturze Wilhelm II. nicht nur der alte Staats
apparat zusammenzubrechen drohte, er sah auch die 
herrschende Wirtschaftsorganisation in Gefahr. Um 
diese zu retten, optierte er für die Aufrechterhaltung 
des alten Staatsapparates ohne den erblichen Kaiser. 
Hier war die Grenze seines Verständnisses. Die Mög
lichkeit einer demokratischen Umgestaltung der Or
ganisation der Wirtschaft sah er nicht, sie erschien 
ihm, jedenfalls bei unserem derzeitigen Stand des 
Wissens, nicht möglich.

Er glaubt, daß auch die Sozialisten die Mittel und 
Wege einer solchen Umgestaltung nicht kennen, da sie 
ja — wie er feststellen zu können glaubt — immer 
mehr von dem Programm des revolutionären Bruches 
der alten Gesellschafts-, Staats- und Rechtsformen, 
so wie Marx und Engels es im „Kommunistischen 
Manifest“ aufgestellt hatten, zu einer „evolutionären“ 
Theorie übergegangen seien, deren Wesen gerade darin 
bestehe, mit den Mitteln der alten Formen die neue 
sozialistische Ordnung zu errichten17). Richtig wertete 
Weber — Mitte 1918 — die Rätemacht in Rußland, als 
den ersten Versuch, den alten Mechanismus zu durch
brechen und prinzipiell neue Organisationsformen in 
Staat und Wirtschaft zu entwickeln. Aber er glaubte 
nicht an den Erfolg dieses „Experiments“. Er glaubte,
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in der Tatsache, daß die Rätemacht anfänglich Teile 
des alten zaristischen Staatsapparates noch ausnutzte, 
Fabrikkontrollen einführte, statt selbst die Produktion 
in die Hand zu nehmen, Offiziere der alten Armee in 
Dienst nahm u. a. m., den Beweis für seine These zu 
sehen, daß eben ein großes zentralisiertes Staatswesen 
des „Apparates“ bedürfe, und phrophezeite, daß dieser 
„Apparat“ der Rätemacht wieder über den Kopf 
wachsen und sie verdrängen werde.

„Die Diktatur des Beamten, nicht die des Ar
beiters ist es, die — vorläufig jedenfalls — im Vor
marsch begriffen ist12).“

Dabei ist Weber keineswegs ein Apologet dieses 
„Apparates“. Dieser Satz sprach keinen Wunsch aus, 
sondern eine harte und bittere Tatsache, seinen 
Zweifel daran, ob die Massen des Volkes wirklich in 
der Lage sind, die Herrschaft in Staat und Wirtschaft 
anzutreten. Er versteht den tiefen Drang des Prole
tariats, sich aus den Fesseln der alten Ordnung zu 
befreien. Keiner unserer deutschen Soziologen und 
Gelehrten hat, wie er, den Widerspruch innerhalb der 
herrschenden Verhältnisse erkannt. Ihm sind die 
herrschenden Formen des Staates und der Wirtschaft 
unserer gegenwärtigen Gesellschaftsordnung — die 
Mechanisierung des Arbeitsprozesses und die Büro
kratisierung des staatlichen Lebens — nicht die natur
gegebenen Daseinsformen der Menschen, sondern von 
außen den Menschen aufoktroyierte, schicksalhafte 
Mächte, die dem Dasein der Menschen Grenzen setzen. 
Er sieht deutlich, daß in der heutigen Gesellschafts
und Staatsordnung die Probleme des menschlichen Da
seins nicht gelöst sind, sondern daß in ihr gerade 
umgekehrt ganz entscheidende Probleme aufgeworfen 
werden. Die Mechanisierung und Bürokratisierung, 
die die moderne kapitalistische Gesellschaftsordnung 
brachte, sind auch für ihn Geißeln der Menschheit, 
die kein ursprüngliches, lebendiges Leben mehr auf- 
kommen lassen, sondern alles unter ihren Schritten 
zermalmen. Aber er weiß sie nicht zu überwinden, er 
findet kein besseres, .kein natürlicheres Organisations
prinzip für die modernen Menschen.

Weber sah deutlich, daß die Menschheit an der 
Wende zweier Welten steht: die alte Welt ist ihr 
dunkel geworden und hat ihren inneren Sinn ver
loren; ihre Organisationsformen sind nicht mehr, wie 
in der Jugendzeit der bürgerlichen Ära, der Epoche 
der Reformation und der großen bürgerlichen Re
volutionen, die Formen, in denen sich das menschliche 
Wesen selbst in Freiheit entfalten kann. Darum ver
hielt er sich auch sehr zurückhaltend gegenüber dem 
Ruf gewisser Demokraten: „Zurück zu den Prinzipien 
der bürgerlichen Revolution, zurück zu 1848“. Er 
wußte, daß, entsprechend dem heutigen Niveau des 
gesellschaftlichen und ökonomischen Daseins der Men
schen, neue Organisationsformen gefunden werden 
müssen. Das sah er deutlich; eine neue Ordnung muß 
kommen. Aber die Konturen dieser Ordnung sah er 
nicht. Darum setzte er sich, obwohl er deutlich alle 
ihre negativen Seiten sah, letztlich doch wieder für 
die Bewahrung der alten Organisationsformen in 
Staat und Wirtschaft ein. Ihre Auflösung durch die 
demokratische Volksbewegung hielt er für ein Ex
periment, dessen Ausgang ungewiß sei (wie er sich 
über die russische Revolution ausdrückte).

IV.
Die Problemlage, die wir bei Weber eröffnet sehen, 

hat ihre Bedeutung weit über das System eines Ge
lehrten hinaus. Es tut sich hier eine klaffende Wunde 
der Zeit auf: der w i r k l i c h  g r o ß e  k o n s t r u k 
t i v e  G e d a n k e  f ü r  d i e  Z u k u n f t  f e h l t e .  Der 
bedeutendste Kopf der Zeit war nicht in der Lage, 
die neue Lebenshaltung zu bestimmen, ein wirklich 
positives Programm der neuen gesellschaftlichen Or
ganisationsformen zu entwerfen, die das Alte aufzu
lösen in der Lage wären — um wieviel weniger waren 
es die Zweit- und Drittrangigen.

Dreißig Jahre sind seit diesen geistigen Kämpfen 
um die erste deutsche Republik vergangen. Die Welt 
ist einen gehörigen Schritt vorwärts gegangen. Stehen 
wir heute, bei der Schaffung der zweiten deutschen 
Republik, wieder in derselben Sackgasse, oder sind 
wir in der Lage, einen Schritt weiter zu gehen?
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